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Rechtsgrundlagen, Zuwendungsziele und Grunds­
ätze der Förderung 

1.1 
Das Land Nordrhein-Westfalen fördert den Ausbau der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur und der Tourismusinfra­
struktur durch Zuwendungen nach dieser Richtlinie, 
den §§ 23, 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) und den 
hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften unter Be­
rücksichtigung des Europäischen Beihilfenrechts, ins­
besondere der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der 
Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine Gruppen- · 
freistellungsverordnung (AGVO)) 1 und der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezem­
ber 2013 (De-minimis-Verordnung)2 , 

aus Mitteln der Bund-Länder - Gemeinschaftsauf­
gabe .. Verbesserung der regionalen Wirtschafts­
struktur" (GRW) in den in Anhang 10 des Koordi­
nierungsrahmens der Bund-Länder-Gemein­
schaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GRW-Koordinierungs­
rahmen) vom 27.06.20143 jeweils ausgewiese­
nen GRW-Fördergebieten (C- und D-Förder­
gebiete lt. Anlage 2). Es gelten neben den Best­
immungen dieser Richtlinie auch die Regelun­
gen in Teil II B. des GRW-Koordinierungs­
rahmens ab 01 .07.2014 in der jeweils gültigen 
Fassung, soweit sie nicht durch diese Richtlinie 
eingeschränkt werden. 

aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) auf der Grundlage des Ope­
rationellen Programms NRW 2014 - 2020 für den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
.Investitionen in Wachstum und Beschäftigung" 
(OP EFRE NRW 2014-2020) landesweit Es 

1 ABI. EG L 187/ 1 vom 26.06.2014 
2 ABI. EG L 35211 vom 24.12.20 13 
' ßAnz. AT 04.08.20 14 BI 

1.2 

gelten die Regelungen der EFRE-Rahmen­
richtlinie und des OP EFRE NRW 2014-2020. 

Maßgeblich für die Beurteilung der Förderfähigkeit 
eines Vorhabens ist die Sach- und Rechtslage zum 
Zeitpunkt der Gewährung der Förderung. 

1.3 

Mit den Zuwendungen sollen der Ausbau der wirt­
schaftsnahen Infrastruktur und der Tourismusinfrastruk­
tur sowie sonstige Maßnahmen zur Flankierung von 
Strukturproblemen gefördert werden, wenn sie 

zur Stärkung der Wirtschaftskraft und der 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und 
Regionen und 
zur regionalpolitischen Flankierung von 
Strukturanpassungen und 
zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplät­
zen 

beitragen. 

Es werden grundsätzlich nur Maßnahmen gefördert, 
die 

regional abgestimmt sind und von der Regi­
on als vorrangig zu fördernde Maßnahmen 
umgesetzt werden sollen (die räumlichen 
Grenzen der zu betrachtenden Region sind 
darzulegen) oder 
Bestandteil einer regionalen Entwicklungsstra­
tegie sind oder 
als Siegerprojekte aus einem Leitmarkt-, Regio­
nal- oder sonstigen Auswahlverfahren bzw. Auf­
ruf hervorgegangen sind.· 

Vorrangig gefördert werden Maßnahmen, deren Trä­
gerstruktur interkommunal organisiert ist und/oder 
deren Finanzierung unter Beteiligung von privaten 
Dritten erfolgt. 

Flächenerschließungsmaßnahmen werden nur geför­
dert, wenn regional ein belegbarer, unabweisbarer 
Bedarf zur Entwicklung von Gewerbe-, Industrie- oder 
Tourismusflächen besteht. 

1.4 
Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Förderung. 
Die Entscheidung wird im pflichtgemäßen Ermessen 
unter Berücksichtigung der landespolitischen Zielset­
zungen und im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel 
getroffen. 

1.5 
Die RWP-Mittel sind zusätzliche Hilfen. Sie sind nicht 
dazu vorzusehen, andere öffentliche Finanzierungs­
möglichkeiten zu ersetzen. Deshalb sind vorrangig Mittel 
aus anderen in Betracht kommenden Förderprogram­
men zu beantragen. 
Der Träger des Vorhabens hat sich angemessen an der 
Finanzierung zu beteiligen. 



1.6 
Die Förderung einer Erschließung nach Maß zu Gunsten 

eines Unternehmens ist ausgeschlossen4 

Maßnahmen zu Gunsten des großflächigen Einzelhan­
dels (Verkaufsfläche mehr als 800 qm) sind ausge­
schlossen. Dies gilt insbesondere für die Ansiedlung auf 
den geförderten Flächen und für die Anbindung von 
Gewerbebetrieben. 

2. 
Zuwendungsempfänger 

2.1 
Antragsberechtigt für die Förderung der Maßnahmen 
ist deren Träger. 

2.1.1 
Als Träger werden vorzugsweise Gemeinden und 
Gemeindeverbände gefördert. 

Juristische Personen, die steuerbegünstigte Zwecke 

verfolgen, können mit kommunalen Trägern gleichbe­
handelt werden, wenn die Voraussetzungen der§§ 51 
bis 68 der Abgabenordnung erfüllt sind und dies vom 
Finanzamt anerkannt ist. 

Träger können auch natürliche Personen oder juristi­
sche Personen sein , die nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet sind. 

Sofern beim Träger Gewerbebetriebe beteiligt sind, 
muss der Anteil der kommunalen bzw. steuerbegünstig­
ten Beteiligten überwiegen. Bei der Auswahl der Gewer­
bebetriebe sind die vergabe- und beihilferechtlichen 

Vorschriften zu wahren. 

Mit Ausnahme von Gemeinden und Gemeindever­
bänden sind bei juristischen Personen der Ausschluss 
der Gewinnerzielungsabsicht sowie die Verpflichtung 
zur GewinnthesaurierunQ im Gesellschaftsvertrag 
bzw. in der Satzung zu regeln. 

2.1 .2 
Für die Errichtung, den Ausbau und/ oder die Ausstat­
tung von Einrichtungen der beruflichen Bildung (Ziffer 
3.5) können nur die folgenden Einrichtungen Träger sein: 

Gebietskörperschaften (z.B. bei berufsbildenden 

Schulen), 
andere durch Gesetz vorgesehene Träger der be­
ruflichen Ausbildung (Kammern, Innungen) sowie 
juristische Personen des Privatrechts (beispiels­
weise gewerkschaftliche Vereine, Stiftungen), die 
den gleichen Ausbildungszweck verfolgen wie die 

öffentlich-rechtlichen Träger und die einen diskri­

minierungsfreien Zugang garantieren. 

4 vg.l. EP/PIP Entscheidung der Europäischen Kommission (ABI. 
EG Nr. L 145 vom 20. Juni 2000) 

2.1.3 

Für den Bau oder Ausbau von Forschungsinfrastruktur 
(Ziffer 3.8) können auch Hochschulen und Fachhoch­

schulen in der Trägerschaft des Landes Nordrhein­
Westfalen sowie gemäß § 72 Hochschulgesetz NRW 
anerkannte Hochschulen Träger sein. 

Voraussetzung hierfür ist, dass das geförderte Vorhaben 
vorrangig der mittelständischen Wirtschaft und 
nicht der Erfü llung bzw. dem Ersatz originärer 
Aufgaben der Hochschule gemäß § 3 Hoch­
schulgesetz NRW in der jeweils aktuellen Fas­
sung 

dient. 

2.1.4 

Eine Besicherung eventueller Haftungs- und Rückforde­
rungsansprüche ist bei investiven Maßnahmen erforder­
lich, wenn 

beim Träger Gewerbebetriebe beteiligt sind oder 

die Zuwendung 500.000 Euro übersteigt und der 
Träger weder eine Gemeinde noch ein Gemeinde­
verband ist (Nr. 5.3.1 W zu § 44 LHO). 

Hierbei kommen folgende Besicherungen in Zuwen-· 
dungshöhe in Betracht: 

2.2 

Kommunalbürgschaft, 

Grundschuld an bereitester Stelle oder 
eine sog. harte Patronatserklärung des privaten 
Gesellschafters, die im Falle der Verwertung der 
Sicherheit unmittelbar eine Zahlungspflicht aus­
löst; gleichgestellt sind Bürgschaften Dritter. 

Der Träger kann die Ausführung, den Betrieb und die 
Vermarktung der Infrastrukturmaßnahme sowie das 
Eigentum an der Infrastrukturmaßnahme an natürliche 
oder juristische Personen, die auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet sind, unter Beachtung der Vorschriften 
des Europäischen Beihilfenrechts und der Vorschriften 
zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen übertragen. Die 
Verantwortung des Trägers für die rechtskonforme 
Abwicklung bleibt hiervon unberührt. 

Voraussetzungen für die Übertragung sind, dass 
die Förderziele dieser Richtlinie eingehalten 
werden, 
die Interessen des Trägers gewahrt bleiben, in­
dem dieser ausreichenden Einfluss auf die 

Ausgestaltung der Maßnahme behält und 
die wirtschaftliche Aktivität des Setreibers sich 
auf den Betrieb bzw. die Vermarktung der lnfra­
struktureinrichtung beschränkt; er darf die lnfra­
struktureinrichtung nicht eigenwirtschaftlich nut­

zen. 

Sofern beim Betrieb oder bei der Vermarktung Erlöse/ 
Gewinne erzielt werden, ist sicherzustellen , dass diese 
an den Träger abgeführt werden . Der Träger führt 

diese Erlöse/ Gewinne innerhalb von 30 Tagen an den 

Zuwendungsgeber ab. Bei zeitlicher Verzögerung sind 



diese zu verzinsen. 5 

2.3 
Der Träger der Maßnahme ist im vollen Umfang für die 
bewilligungskonfonne Durchführung des Vorhabens ver­
antwortlich und haftet dementsprechend gegenüber dem 
Zuwendungsgeber für den Fall einer etwaigen Rückforde­
rung. 

3 . . 
Gegenstand der Förderung 

Folgende Maßnahmen kommen für eine Förderung 
nach dieser Richtlinie in Betracht, wobei diese zielge­
richtet und vorrangig förderfähigen Betrieben6 zur 
Verfügung gestellt werden sollen: 

3.1 
Erschließung/ Ausbau/ Revitalisierung von Industrie­

und Gewerbegebieten 

Förderfähig sind die Erschließung, der Ausbau und die 
Revitalisierung von Industrie- und Gewerbegebieten 
unter Beachtung der Vorgaben in Ziffer 3.2.1 in Teil II 
B des GRW-Koordinierungsrahmens7

. 

3.2 
Anbindung von Gewerbebetrieben 
Förderfähig ist die Errichtung oder der Ausbau 

von Verkehrsverbindungen zur Anbindung von 
Gewerbebetrieben an das überregionale Stra­
ßen- oder Schienenverkehrsnetz, 
von Wasserversorgungsleitungen und 
verteilungsanlagen sowie von Strom-, Gas-, 
Fernwänne- und anderen Energieleitungen und 
-verteilungsanlagen zur Anbindung von Gewer­
bebetrieben an das regionale bzw. überregiona­
le Versorgungsnetz und 
von Anlagen zur Rückhaltung, Beseitigung oder 
Reinigung von Abwasser und Oberflächenwäs­
ser, soweit dies für die Oberflächenentwässe­
rung der Erschließungsanlagen erforderl ich ist 

unter Beachtung der Vorgaben in Ziffer 3.2.2 in Teil II B 
des GRW- Koordinierungsrahmens aus GRW-Mitteln. 

Bezüglich der Anbindungen an das überregionale Stra­
ßenverkehrsnetz ist sicherzustellen. dass die Straßen 
öffentlich gewidmet und keine Benutzungsgebühren 
erhoben werden. Bezüglich der Anbindungen an das 
überregionale Schienenverkehrsnetz ist sicherzustel­
len, dass ein mit dem Unionsrecht (Richtlinie 

5 Der Zinssatz beträgt fOnf Prozentpunkte Ober dem Basiszinssatz 
nach §247 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
~ Förderfahige Betriebe sind Gewerbebetriebe. die den Primäreffekt 
nach Teil II A .. Ziffer 2.1 des GRW-Koordinierungsrahmens 
erfüllen und nicht unter Teil II A, ZiO"er 3. I fallen. 
1 Zu den Kosten für Umweltschutzmaßnahmen im Sinne von Ziffer 
3.2.1 Abs. 2 Buchstabe c) in Teil B des GRW­
Koordinierungsrahmens zählen insbesondere Ausgaben für Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen nach ~ 4a Abs. 2 und § 5 des Geset­
zes zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der 
Landschaft (Landschaftsgcsctz) vom 21.J uli 2000 in der jeweils 
gültigen Fassung 

2001/14/EG) vereinbares Entgelt erhoben wird. 

3.3 
Tourismusinfrastruktur 

Förderfähig sind die Geländeerschließung für den 
Tourismus sowie die Errichtung und Erweiterung öf­
fentlicher Einrichtungen des Tourismus (Basiseinrich­
tungen der Tourismusinfrastruktur8

) unter Beachtung 
der Vorgaben in Ziffer 3.2.3 in Teil II B des GRW- Ko­
ordinierungsrahmens. 

Es werden nur solche Basiseinrichtungen der Touris­
musinfrastruktur gefördert, die 

nicht überwiegend der Naherholung dienen, 
für die Leistungsfähigkeit und die wirtschaftl iche 
Entwicklung von gewerblichen Tourismusbetrie­
ben von unmittelbarer Bedeutung sind, 
die touristische Ausrichtung bzw. die Profliierung 
einer Region vertiefen und/ oder vorhandene 
Kernkompetenzen nachhaltig stärken. soweit sie 
in regionale/ landesweite Tourismuskonzeptionen 
eingebettet sind und 
einen Beitrag zur Profl iierung des Reiselandes 
Nordrhein-Westfalen leisten. 

Die Förderung einnahmeschaffender Maßnahmen im 
Sinne von Ziffer 3.2.3 Abs. 5 Buchstabe b) in Tei l II B 
des GRW-Koordinierungsrahmens ist auf Schlechtwet­
terfreizeitangebote beschränkt. 

Die Förderung einnahmeschaffender Maßnahmen im 
Sinne von Ziffer 3.2.3 Abs. 5 Buchstabe c) in Teil II B 
des GRW-Koordinierungsrahmens ist auf 

Sole- und Heilwassereinrichtungen und 
sonstige touristische Basisinfrastruktureinrich­
tungen inklusive kultureller Einrichtungen und 
multifunktionelle Einrichtungen mit touristischem 
Bezug 

beschränkt. 

3.4 

Gewerbezentren 
Förderfähig ist die Errichtung oder der Ausbau von 
Gewerbezentren (Forschungs-, Telematik-, Technolo­
gie-, Gründerzentren bzw. - parks u.ä.) unter Beachtung 
der Vorgaben in Ziffer 3.2.4 in Teil II B des GRW­
Koordinierungsrahmens. 

3.5 
Bildungseinrichtungen 
Förderfähig sind die Errichtung, der Ausbau und/oder 
die Ausstattung von Einrichtungen der beruflichen 
Bildung, die vom staatlichen Bildungsauftrag erfasst 
sind, unter Beachtung der Vorgaben in Ziffer 3.2.5 Abs. 
2 bis 7 und 9 in Teil II B des GRW- Koordinierungs­
rahmens. 

Dabei wird ein Schwerpunkt auf jene Einrichtungen 
gelegt, die für Berufszweige ausbilden, in denen ein 

8 Zur Definition vergleiche Ziffer 3.2.3 Abs. 3 in Teil II R des 
G R W -Koord inierungsrahmens 



besonderer Fachkräftemangel herrscht oder in Zukunft 
droht. 

Jede einzelne Fördermaßnahme soll mit Maßnahmen 
des Europäischen Sozialfonds (ESF) (Qualifizierung, 
Übergang Schule-Beruf) im Rahmen der Fachkräfteini­
tiative abgestimmt werden. 

3.6 
Kommunikationsverbindungen 
Förderfähig ist die Errichtung oder der Ausbau von 
Kommunikationsverbindungen (bis zur Anbindung an 
das Netz bzw. den nächsten Knotenpunkt), um damit 
zielgerichtet und vorrangig förderfähige Betriebe9 zu 
unterstützen. 

Die Förderung erfolgt unter Beachtung der Vorgaben in 
Ziffer 3.2.6 in Teil II B des GRW-Koordinierungs­
rahmens. 

Als Netze der nächsten Generation gelten Dienste mit 
sehr hohen Datenübertragungsraten, mindestens je­
doch 50 Mbit/s im Download. 

3.7 
Hafeninfrastruktur 
Die Errichtung und der Ausbau von Hafeninfrastruktur­
einrichtungen sind ausschließlich aus GRW-Mitteln 
förderfähig. Eine Förderung findet grundsätzlich nur im 
Rahmen von integrierten Flächenentwicklungsmaßnahmen 
statt, soweit die Maßnahmen zur Beseitigung von Entwick­
lungsengpässen unenässlich sind und im besonderen 
Landesinteresse stehen. 

Diese Infrastrukturmaßnahmen müssen bei der Euro­
päischen Kommission einzeln notifiziert werden. 

3.8 
Forschungsinfrastruktur 
Der Bau oder Ausbau von Forschungsinfrastruktur im 
Sinne von Art. 2 Ziffer 91 AGVO, der vorrangig kleinen 
und mittleren Unternehmen die notwendigen Standort­
bedingungen für ihre Forschungs- und Entwicklungs­
aktivitäten schafft, ist unter Beachtung der Vorgaben in 
Art. 26 AGVO ausschließlich aus EFRE-Mitteln förder­
fähig. 

Eine Förderung ist nur möglich, wenn 
die Infrastruktur überwiegend wirtschaftlich zu 
Gunsten von KMU genutzt wird und 
der für die Nutzung der Infrastruktur berechnete 
Preis dem Marktpreis entspricht; die gewährte 
Zuwendung ist bei der Ermittlung des Marktprei­
ses nicht mindernd zu berücksichtigen. 

Förderfähig sind die Ausgaben der Investitionen in 
materielle und, soweit sie aktiviert werden. immateriel­
le Vermögenswerte. 

9 Förderlahige Betriebe sind Gewerbebetriebe, die den Primäreffekt 
nach Teil II A., Ziffer 2. 1 des GRW-Koordinierungsrahmens erfü l­
len und nicht unter Teil II A, Zi fTer 3.1 fa llen. 

Alle Ergebnisse. die im Rahmen der nichtwirtschaftli­
chen Forschungstätigkeit erzielt werden. sind kleinen 
und mittleren Unternehmen diskriminierungsfrei zu 
gleichen Bedingungen und Konditionen zur Verfügung 
zu stellen. 

Für die Finanzierung, die Kosten und die Erlöse aus 
jeder Art der Tätigkeit muss der Träger für die wirt­
schaftliche und nichtwirtschaftliche Tätigkeit getrennte 
Bücher nach einheitlich angewandten und sachlich zu 
rechtfertigenden Kosten rechnungsg rundsätzen führen. 

4. 
Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 

4.1.1 
Zuwendungen werden nur für Maßnahmen gewährt, 
mit deren Durchführung zum Zeitpunkt der Bewill i­
gung noch nicht begonnen wurde (Nr 1.3 W zu§ 44 
LHO). 

Das Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk des Landes Nordrhein­
Westfalen kann im Einzelfall einen Maßnahmebeginn 
im Zeitraum zwischen der Antragstellung und der Be­
willigung zulassen, wenn -unter Beachtung der mittel­
fristigen Finanzplanung- die erforderlichen Haushalts­
mittel voraussichtlich zur Verfügung stehen und ein 
prüffähiger Förderantrag vorliegt. Die Befugnis für die 
Zulassung von Ausnahmen kann im Einzelfall auf die 
Bewilligungsbehörde übertragen werden. 

Bei der Zulassung des vorzeitigen Maßnahmebeginns 
werden dem Zuwendungsempfänger die ANBest-GRW 
bzw. die ANBest-EFRE (vgl. 6.2) beauflagt. Vorhaben, 
bei denen im Rahmen des vorzeitigen Maßnahmebe­
ginns die ANBest-GRW bzw. ANBest-EFRE nicht 
eingehalten werden, können nicht bewilligt werden. 

4.1.2 
Beginn der Maßnahme ist grundsätzlich der Ab­
schluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe­
rungs- oder Leistungsvertrages. Bei Baumaßnahmen 
gelten Planung und Bodenuntersuchung sowie sons­
tige vorbereitende Maßnahmen. auch Planungs- und 
Beratungsleistungen. die der Träger zur Vorbereitung/ 
Durchführung förderfähiger Infrastrukturmaßnahmen 
von Dritten in Anspruch nimmt, nicht als Beginn der 
Maßnahme. Dies gilt nicht für vorlaufende, nicht um­
setzungsbezogene Planungs- und Beratungsleistun­
gen i.S. von Ziffer 5.2.1 Abs. 4. wenn sie alleiniger 
Zweck der Zuwendung sind. 

Die Beauftragung der Leistung nach Satz 2 darf nicht 
länger als zwei Kalenderjahre bezogen auf den Zeit­
punkt der Antragstellung zurückliegen. 

Bei Baumaßnahmen zählt die Beauftragung von maß­
nahmebezogenen Planungsleistungen bis zur Ent-



wurfsplanung gem. HOAI Leistungsphase 3 nicht als 
Beginn der Maßnahme. ln begründeten Fällen kann 
hiervon mit entsprechender Ausnahmegenehmigung 
abgewichen werden. 

Der Grunderwerb gil t nicht als Beginn der Maßnahme, 
es sei denn die Ausgaben für den Grunderwerb werden 
nach Zi ffer 1.2 der Anlage 1 zu dieser Richtlinie ganz 
oder teilweise mit in die Förderung einbezogen. 

4.2 
Gefördert werden grundsätzlich nur Maßnahmen, die 
innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des 
Zuwendungsbescheides begonnen und innerhalb von 36 
Monaten beendet sind. Größere Investitionsmaßnahmen 
sind in mehrere Teilabschnitte zu unterteilen. 

4.3 
Die Zweckbindungsfrist beträgt bei investiven Maßnah­
men 15 Jahre nach dem physischen Abschluss des 
geförderten Projektes. 

4.4 
Setreiber und Nutzer sowie Träger und Nutzer dürfen 
weder rechtlich, wirtschaftlich noch personell verfloch­
ten sein. 

4.5 
Der Träger der Infrastrukturmaßnahme muss über die 
benötigten Grundstücks- oder Gebäudeflächen verfü­
gungsberechtigt sein. Die Verfügungsberechtigung 
muss sich auf den gesamten Zeitraum der Durchfüh­
rung der Maßnahme und auf die Zweckbindungsfrist 
erstrecken. 

Sofern der Träger nicht Eigentümer der Grundstücks­
oder Gebäudeflächen ist, muss durch Abschöpfungs­
vertrag zwischen dem Träger und dem Eigentümer 
gewährleistet sein, dass Gewinne durch eine etwaige 
auf die Zuwendung zurückzuführende Wertsteigerung 
des erschlossenen Grundstücks und/ oder Gebäudes 
nach Ablauf der Zweckbindungsfri?t vom Eigentümer 
an den Träger abgeführt werden. Der Träger seiner­
seits führt diesen Gewinn abzüglich seines Eigenan­
teils an den Erschließungs- und Bauausgaben an den 
Zuwendungsgeber ab. 

4.6 
Bei Maßnahmen, deren Investitionsvolumen 10 Mio. 
Euro übersteigt, ist vom Träger eine Kosten-Nutzen­
Analyse beizubringen. 

4.7 
Die mit RWP-Mitteln erstellten Erschließungsanlagen 
sind öffentlich zu widmen. 

4.8 
Infrastruktureinrichtungen müssen einen diskriminie­
rungsfreien Zugang der Nutzer zu transparenten Bedin­
gungen ermöglichen. 

4.9 
Hat der Antragsteller bereits früher öffentliche Finan­
zierungshilfen erhalten, ist die bestimmungsgemäße 
Verwendung dieser Fördermittel durch eine Selbster­
klärung zu belegen. 

4.10 
Zuwendungen dürfen nicht an Träger vergeben wer­
den, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
eines früheren Beschlusses der Kommission zur Fest­
stellung der Unzulässigkeil einer Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge­
kommen sind. 

4.1 1 
Zuwendungen dürfen nicht an Träger vergeben wer­
den, die die Voraussetzungen eines Unternehmens in 
Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Ziffer 18 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 erfüllen. 

5. 
Art und Höhe der Fö rderung 

5.1 
Art der Förderung 
Die Förderung erfolgt als Projektförderung im Wege 
der Anteilfinanzierung. Gewährt werden nicht rück­
zahlbare Zuschüsse nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und unter den im Zuwendungsbescheid geregelten 
Nebenbestimmungen. 

5.2 
Fördersatz 

5.2.1 
Grundsatz 
Der Fördersatz beträgt in der Regel 60% der förderfä­
higen Ausgaben, soweit sie unrentierlich sind. 

Er kann auf bis zu 80 % der förderfähigen unrentier­
lichen Ausgaben erhöht werden, wenn 

die geförderte Infrastrukturmaßnahme im Rah­
men einer interkommunalen Kooperation durch-
geführt wird, · 
die geförderte Infrastrukturmaßnahme sich in 
eine regionale Entwicklungsstrategie einfügt o­
der 
Altstandorte (Industrie-, Gewerbe-, Konversions­
oder Verkehrsbrachflächen) revitalisiert werden. 

Für Vorhaben, die im besonderen Landesinteresse 
liegen und mindestens eine der oben genannten 
Voraussetzungen erfüllen, kann der Fördersatz aus­
nahmsweise im Einvernehmen mit dem Finanzminis­
terium auf bis zu 90% der förderfähigen unrentier­
lichen Ausgaben erhöht werden. 

Mit Ausnahme der Bauleitplanung können vorlaufen­
de, nicht umsetzungsbezogene Planungs- und Sera-



tungsleistungen (wie z.B. Gutachten, Masterpläne und 
Machbarkeitsstudien) - soweit sie nicht Bestandteil 
der Baumaßnahme sind - mit bis zu 75% der förderfä­
higen Ausgaben aus GRW-Mitteln gefördert werden. 

Soweit Tourismusinfrastrukturmaßnahmen (Ziffer 3.3) 
auf Art. 53 oder 55 AGVO gestützt werden, sind die 
Vorgaben in Art. 53 Abs. 6 und 8 bzw. 55 Abs. 10 und 
12 AGVO zu beachten. 

5.2.2 
Forschungsinfrastruktur (Ziffer 3.8) 
Der Fördersatz für den Bau oder Ausbau von For­
schungsinfrastruktur beträgt 

bis zu 50 % der förderfähigen unrentierlichen 
Ausgaben, sofern die Forschungsinfrastruktur 
wirtschaftlich genutzt wird und 
i.d.R. 80 % der förderfähigen Ausgaben, sofern 
die Forschungsinfrastruktur nichtwirtschaftlich 
genutzt wird. 

Die Förderung von Grundlagenforschung ist ausge­
schlossen. 

Für den Fall, dass der tatsächliche Anteil der wirt­
schaftlichen Tätigkeit höher ist als zum Zeitpunkt der 
Gewährung der Zuwendung geplant, wird durch einen 
im Zuwendungsbescheid festgelegten Rückforde­
rungsmechanismus sichergestellt, dass die vorstehen­
den Beihilfeintensitäten nicht überschritten werden. 

Der Eigenanteil ist aus vom Träger selbst erwirtschaf­
teten Mitteln entsprechend dem Anteil der wirtschaftli­
chen Nutzung aufzubringen , während der auf die nicht 
wirtschaftliche Nutzung entfallende Eigenanteil aus 
staatlichen Transferleistungen dargestellt werden 
kann. 

5.3 
Förderberechnung 
Grundlage für die Förderberechnung sind die förderfä­
higen Ausgaben, die mit dem jeweiligen Fördersatz 
belegt werden . Bei der Ermittlung der förderfähigen 
Ausgaben sind die Erläuterungen in Anlage 1 zu be­
achten. 
Voraussichtlich zu erzielende Einnahmen sind wie 
folgt zu berücksichtigen: 

Einnahmen während des Durchführunqszeit­
raums: 
Die während des Durchführungszeitraums der 
Maßnahme beim Zuwendungsempfänger vo­
raussichtlich anfallenden Investitionsausgaben 
werden um die in diesem Zeitraum voraussicht­
lich zu erzielenden Nettoeinnahmen 10 gekürzt 
(vgl. Ziffer 2.4 W zu § 44 LHO; Ziffer 2.3 WG 

1" Die Berechnung der Nettoeinnahmen richtet sich nach Art. 6 I 
Abs. I . Abs 3 Unterabs. 3 Buchstabc b) der Verordnung (EU) Nr. 
130312013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Dezember 20 13 in Verbindung mit Abschnitt 11 1 der delegiet1en 
Verordnung (EU) Nr. 480/20 14 der Kommiss ion vom 03. März 

2014. 

zu§ 44 LHO). 

Unvorhergesehene Nettoeinnahmen, die wäh­
rend des Durchführungszeitraums entstehen, 
werden unmittelbar nach Bekanntgabe, spätes­
tens jedoch im Rahmen der Verwendungs­
nachweisprüfung nachträglich berücksichtigt. 

Einnahmen während der Zweckbindungsfrist 
Bei Vorhaben, bei denen während der Zweck­
bindungsfrist (nach dem Abschluss des Vorha­
bens) voraussichtlich Nettoeinnahmen 11 erwirt­
schaftet werden, sind die voraussichtlich anfal­
lenden Investitionsausgaben des Zuwendungs­
empfängers um die während der Zweckbin­
dungsfrist erwarteten Nettoeinnahmen zu kür­
zen , wenn die förderfähigen Gesamtausgaben 
1 Mio. EUR überschreiten (vgl. Ziffer 5.8 der 
EFRE-Rahmenrichtlinie) und es sich nicht um 
ausschließlich aus GRW-Mitteln finanzierte 
Flächenerschließungs- und 
herrichtungsmaßnahmen handelt. 

Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist findet eine 
abschließende Prüfung der während der 
Zweckbindungsfrist erwirtschafteten Nettoein­
nahmen statt. Sofern diese höher als bei der 
Förderberechnung ausfallen, ist diese zu korri ­
gieren und evtl. Überschüsse sind verzinst an 
den Zuwendungsgeber abzuführen . 

Der maßgebliche Zeitraum für die Berücksichtigung 
von Nettoeinnahmen nach Ziffer 5.8.6 der EFRE­
Rahmenrichtlinie wird auf 15 Jahre (Zweckbindungs­
frist) erhöht. 

Bei ausschließlich aus GRW-Mitteln geförderten Flä­
chenerschließungs- und - herrichtungsmaßnahmen 
sind die Vermarktungsüberschüsse von der Zuwen­
dung in Abzug zu bringen. 

Die Vermarktungsüberschüsse werden aus der Diffe­
renz zwischen dem erzielten bzw. erzielbaren Ver­
kaufspreis für das erschlossene Grundstück und der 
Summe der Ausgaben für den Grunderwerb bzw. 
Verkehrswert des unerschlossenen Grundstücks zzgl. 
Eigenanteil des Trägers an den förderfähigen Ge­
samtausgaben der Maßnahme berechnet. Abweichend 
von Nr. 3.2.1 Abs. 6 von Teil II B des Koordinierungs­
rahmens werden Ausgaben für nicht förderfähige Vor­
habensbestandteile nicht berücksichtigt. 

Bei der Berechnung der Zuwendung werden dabei 
grundsätzlich zunächst 30% der während des Zweck­
bindungszeitraums zu erwartenden Einnahmen in 
Ansatz gebracht. Sobald die Flächenverkäufe diesen 

11 Die Berechnung der Net1oeinnahmen richtet sicl1 nach Art. 6 1 
Abs. I , Abs. 3 Untcrabs. 3 Buchstabe b) der Verordnung (EU) Nr. 
1303120 13 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Dezember 20 13 in Verbindung mit Abschnitt 111 der delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 480/201 4 der Kommission vom 03. Miirz 
20 14. 



Prozentsatz überschreiten, hat der Träger die darüber 
hinausgehenden Einnahmen innerhalb eines Monats 
an den Zuwendungsgeber abzuführen. 

Spätestens mit Ablauf der Zweckbindungsfrist erfolgt 
eine Überprüfung der tatsächlich erzielten Überschüs­
se. ln diese Schlussabrechnung werden die bis zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht veräußerten (Teil-) Flä­
chen mit den dann aktuellen Marktpreisen einbezogen. 

Bei GRW-finanzierten Tourismusinfrastrukturmaß­
nahmen nach Ziffer 3.3 kann bürgerschaftliebes En­
gagement in der Form von freiwilligen, unentgeltlichen 
Arbeiten als fiktive Ausgabe in Höhe von 15 EUR je 
geleisteter Stunde in die Bemessungsgrundlage ein­
bezogen werden. 

ln diesem Fall darf die Zuwendung die tatsächlich 
verausgabten förderfähigen Gesamtausgaben nicht 
übersteigen. 

Die Arbeitsstunden müssen belegt werden. 

Leistungen in Erfüllung einer Verpflichtung aus einem 
Beschäftigungsverhältnis oder einer organschaftliehen 
Stellung bei dem Zuwendungsempfänger gelten nicht 
als bürgerschaftliebes Engagement. 

5.4 
Beachtung der Anmeldeschwellen des Art. 4 AG­
VO 
Die in Art. 4 AGVO festgelegten Anmeldeschwellen 
sind zu beachten. 

5.5 
Kumulierung von Zuwendungen 
Die Zuwendung darf mit anderen Zuwendungen 
- einschließlich Zuwendungen , die auf der Grundlage 
der De-minimis-Verordnung gewährt werden - nicht 
kumuliert werden, es sei denn 

die Zuwendungen betreffen unterschiedliche 
förderfähige Ausgaben oder 
es werden im Falle der Kumulierung der Zu­
wendungen die höchste nach der AGVO für 
diese Beihilfe geltende Beihilfeintensität und 
die Anmeldeschwellen des Art. 4 AGVO nicht 
überschritten. 

6. 
Verfahren 

6.1 
Antragstellung 
Der Träger reicht den Förderantrag schriftl ich unter 
Verwendung des vorgeschriebenen Formvordrucks 
in vierfacher Ausfertigung bei der Bewilligungsbehör­
de ein. Bewilligungsbehörde ist die regional zustän­
dige Bezirksregierung, Dezernat 34. Diese leitet eine 
Ausfertigung an das Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk des 
Landes Nordrhein-Westfalen weiter. 

Der Formvordruck ist bei den Bewilligungsbehörden 
erhältlich. 

Er kann auch im Internet unter 
"www.bra .nrw.de", "www.brdt.nrw.de", 
"www .brd.nrw.de", "www.brk.nrw.de" , 
"www.brms.nrw.de", 
"www.wirtschaft.nrw.de" 
herunter geladen werden . 

Mit der Antragstellung hat der Träger der Infrastruktur­
maßnahme darzulegen, ob und inwieweit unter Be­
rücksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit die Einschaltung privater Unterneh­
mer Kosten- und/oder Zeitersparnisse bei der Erbrin­
gung der öffentlichen Infrastrukturleistungen ermög­
licht. Dies sollte auf der Grundlage eines lnteressenbe­
kundungsverfahrens erfolgen. 

6.2 
Bewilligung 
Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt durch einen 
Zuwendungsbescheid. 

Dem Zuwendungsbescheid werden bei Maßnahmen, 
die aus EFRE-Mitteln finanziert werden , die 
ANBest-EFRE 
die mit GRW-Mitteln finanziert werden, die AN­
Best-GRW 

beigefügt. 

Bei Maßnahmen, die aus EFRE- und GRW-Mitteln 
finanziert werden, werden die ANBest-EFRE beigefügt. 

Vor der Bewilligung einer Zuwendung ist durch die 
Bewilligungsbehörde sicherzustellen, dass die Vorga­
ben in den Ziffern 1.3 und 1.4 in Teil II B des GRW­
Koordinierungsrahmens eingehalten werden . 

6.3 
Auszahlung der Zuwendung 
Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt anteilig ent­
sprechend dem Investitionsfortschritt im Ausgabener­
stattungsverfahren auf der Grundlage bezahlter Rech­
nungen. 

6.4 
Prüfung der Mittelabrufe und des Verwendungs­
nachweises 
Der Zuwendungsempfänger reicht der Bewilligungs­
behörde durch ein Rechnungsprüfungsamt oder einen 
Wirtschaftsprüfer geprüfte Mittelabrufe und den Ver­
wendungsnachweis ein. Im Rahmen dieser Vorprüfung 
des Verwendungsnachweises sind die zweckentspre­
chende Verwendung der Zuwendungsmittel und die 
ordnungsgemäße und dem Förderzweck entspre­
chende Mittelverwendung zu bestätigen. 
Die Bewilligungsbehörde prüft unverzüglich nach 



Eingang eines Mittelabrufs, eines Sachberichtes oder 
des Verwendungsnachweises, ob diese den im Zu­
wendungsbescheid festgelegten Anforderungen ent­
sprechen und 

bei der Prüfung eines Mittelabrufs, ob die 
Zuwendung zweckentsprechend verwendet worden 
ist. 

bei der Prüfung eines Sachberichtes, ob der 
mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck vo­
raussichtlich erreicht wird (begleitende Erfolgskontrol­
le) , 

bei der Prüfung des Verwendungsnachwei­
ses, ob der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck 
erreicht worden ist (abschließende Erfolgskontrolle). 

Umfang und Ergebnisse der Prüfungen werden akten­
kundig gemacht. 

Ein Zwischennachweis wird durch die Mittelabrufe 
eines Jahres und den jährlichen Sachbericht erbracht. 
Die Bewilligungsbehörde hält die Vorlage der Mittelab­
rufe. der Sachberichte und des Verwendungsnachwei­
ses gemäß Nr. 6 ANBest-EFRE bzw. ANBest-GRW 
jeweils entsprechend dem Zuwendungsbescheid und 
den Nebenbestimmungen nach und nimmt sie zu den 
Akten. 

7. 
Publizität 
Die Träger sind verpflichtet, bei allen Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Vorhaben auf die Unterstützung aus dem RWP­
Programm hinzuweisen, indem sie auf die Fördermit­
telgeber (EU, Bund und Land) unter Abbildung ihrer 
Logos verweisen . 

8. 
in krafttreten 
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 31.05.2015 in 
Kraft und gilt bis zum 31 .12.2020. Sie ist auf alle An­
träge anzuwenden, die bis zum 31.12.2020 von der 
zuständigen Bezirksregierung bewilligt werden. 

Garreit Duin 
Minister für Wirtschaft, 

Energi , Industrie, Mittelstand und Handwerk 
des Landes Nordrhein-Westfalen 



Anlage 1 "Erläuterungen zu den förderfahigen Ausgaben" 

Förderfahige Ausgaben 

Zu den förderfähigen Ausgaben zählen u.a.: 

1.1 
Ausgaben für die Erschließung/ den Ausbau/ die Revitalisie­
rung von Industrie- und Gewerbegebieten 
Auf Ziffer 3.2.1 Abs. 1 bis 4 in Teil II B des GRW­
Koordinierungsrahmens wird verwiesen. 

1.2 
Ausgaben für den Grunderwerb 
Ausgaben für den EIWerb bebauter und unbebauter Grundstücke 
sowie die Grundstückseinbringung sind wie folgt förderfähig. 

Aus GRW-Mitteln: 
Nur bei der Errichtung oder dem Ausbau von Gewerbezen­
tren (Ziffer 3.4) und der Errichtung oder dem Ausbau von 
Einrichtungen der beruflichen Bildung (Ziffer 3.5). 

Es kann der mit der Maßnahme verbundene betriebsnot­
wendige Grund und Boden bis zur Höhe von 10% der för­
derfähigen Gesamtausgaben in die Förderung einbezogen 
werden. 

Aus EFRE-Mitteln: 
Grundsätzlich können bis zu 10 % der förderfähigen Ge­
samtausgaben in die Förderung einbezogen werden. 

Bei Brachflächen und ehemals industriell genutzten Flä­
chen mit Gebäuden können bis zu 15% der förderfähigen 
Gesamtausgaben in die Förderung einbezogen werden. 

Bei der Förderung des GrundelWeibs werden in beiden Fällen die 
tatsächlichen Erwerbsausgaben zuzoglieh der Erwerbsnebenaus­
gaben und der dem Erwerbsvorgang zuzuordnenden Grunderwerb­
steuer berücksichtigt. 

1.3 Ausgaben für Planungs- und Beratungsleistungen 
Leistungen von Ingenieuren und Gutachtem unterhalb der EU­
Schwellenwerte gemäß Vergabeverordnung, werden maximal in 
Höhe der Sätze nach der zum Zeitpunkt der Beauftragung gü~igen 
HOAI als förderfähig angesehen. 

Es dürfen maximal die Mittelwerte der Leistungstabellen angesetzt 
werden. Werden die Mittelwerte angesetzt. ist dies bereits beson­
ders zu begründen. 

Nebenausgaben, die nach § 14 HOAI pauschal abgerechnet wer­
den, werden mit bis zu 5% der Bemessungsgrundlage in die Förde­
rung einbezogen. 

Die o.g. Ausgaben werden im Rahmen der Höchstsätze gem. Nr. 
1.10.1 anerkannt. 

Für freiberufliche Leistungen unterhalb der EU-Schwellenwerte, die 
nicht durch die HOAI oder ähnliche Tarifbestimmungen abgedeckt 
sind und die nicht eindeutig und erschöpfend beschreibbar sind, sind 
mindestens drei Vergleichsangebote einzuholen und das wirtschaft­
lichste Angebot zu beauftragen. Sollte die Einholung von Ver­
gleichsangeboten, bedingt durch die Art der Leistung, nicht möglich 
sein, ist bei Vertragsabschluss die Vorkalkulation beizufügen und die 
Schlussrechnung nach den Bestimmungen der Preisverordnung Nr. 
30/53 zu prüfen und im Verwendungsnachweis zu belegen. Die 
Anerkennung dieser Preise steht unter dem Vorbehalt der Preisprü-

fung durch die Bewilligungsbehörde. 

1.4 
Ausgaben für den Kanalbau sowie die Regenrückhaltung und 
-klärung 
Ausgaben für den Kanalbau sowie die Regenrückhaltung und -
klärung sind förderfähig, wenn diese für die Oberflächenentwässe­
rung der öffentlichen Flächen erforderlich sind. 

Ausgaben für den öffentlichen Kanalbau werden bei einem Misch­
system (Schmutz- und Oberflächenwasser in einem Rohr) mit 
einem Anteil von 30% in die Förderung einbezogen. 

Bei Trennsystemen (Schmutz- und Oberflächenwasser in getrenn­
ten Leitungen) erfolgt die anteilige Förderung der Regenentwässe­
rungsleitung und der dazu gehörigen Regenrückhalte- und Regen­
klärbecken im Verhältnis der öffentlichen Erschließungsfläche zur 
Gesamtfläche. 

Einmalige Kanalanschlussbeiträge nach § 8 Kommunalabgabenge­
setz sind keine ,.Beiträge Dritter" im Sinne des Zuwendungsrechts 
und stehen dem Projektträger zur Refinanzierung seiner Aufwen­
dungen zur Verfügung. 

1.5 
Ausgaben für den begleitenden öffentlichen Parkraum 
Ausgaben für die Errichtung von Stell- bzw. Parkplätzen sind nur im 
Zusammenhang mit der Förderung von Basiseinrichtungen der 
Tourismusinfrastruktur (Ziffer 3.3) und Hochbauten (Ziffem 3.4, 3.5 
und 3.8) förderfähig, wenn die Errichtung der Stell- bzw. Parkplätze 
zur Erreichbarkeil des geförderten Vorhabens erforderlich ist und 
dadurch das Gesamtkonzept des Vorhabens ergänzt wird. 

1.6 
Ausgaben für Lärmschutz und Umweltschutzmaßnahmen 
Ausgaben für .den Lärmschutz und Umweltschutzmaßnahmen sind 
nur im Zusammenhang mit der Erschließung, dem Ausbau oder der 
Revitalisierung von Industrie- und Gewerbegebieten (Ziffer 3.1) und 
der Geländeerschließung für den Tourismus (Ziffer 3.3) förderfähig. 

1.7 
Ausgaben für die Begrünung und die Platzgestaltung 
Ausgaben für die Begrünung und die Platzgestaltung sind förderfä­
hig, soweit diese der Höhe nach von untergeordneter Bedeutung 
und zur Erfüllung der Erschließungsfunktion erforderlich sind. 

1.8 
Ausgaben für Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen 
Ausgaben für Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen sind nur im Zu­
sammenhang mit der Erschließung, dem Ausbau oder der Revitali­
sierung von Industrie- und Gewerbegebieten (Ziffer 3.1), der Anbin­
dung von Gewerbebetrieben (Ziffer 3.2) und Tourismusinfrastruk­
turmaßnahmen (Ziffer 3.3) förderfähig. 

1.9 
Ausgaben für den Erwerb eines Gebäudes oder zur Herstel­
lung seiner Funktionsfahigkeit 
Ausgaben für den Erwerb eines Gebäudes oder zur Herstellung 
seiner Funktionsfähigkeit sind nur im Zusammenhang mit Touris­
musinfrastrukturmaßnahmen (Ziffer 3.3), der Errichtung oder dem 
Ausbau von Gewerbezentren (Ziffer 3.4) und dem Bau oder Ausbau 
von Forschungsinfrastruktur (Ziffer 3.8) förderfähig. 

Ausgaben nach DIN 276 für Veranstaltungs- und Seminarräumlich­
keiten sind nur für den unabweisbaren Bedarf im Zusammenhang 
mit der geförderten Maßnahme förderfähig. 

Veranstaltungen für Exteme dürfen bei Maßnahmen nach den 
Ziffem 3.4, 3.5 und 3.8 nur durchgeführt werden, wenn sie dem 



Förderzweck entsprechen, wie z.B. Gründe1111essen oder -seminare 

sowie z.B. VeranstaHungen, die dem Technologietransfer dienen. 
Die Ve1111ietung bzw. Bereitstellung von VeranstaHungs- und Semi­

narräumlichkeiien an Externe muss zu Marktpreisen erfolgen. 

Die zu fördernden Hochbaumaßnahmen werden als ,,bauliche 
Anlagen, die öffentlich zugänglich sind" i. S. d. § 55 Landesbauord­
nung definiert. Evtl. Mehrausgaben, die durch das Erfordernis des 
barrierefreien Zugangs entstehen, können in die Förderung einbe­
zogen werden. 

1.10 
Ausgaben für Baunebenkosten und Projektmanagement 
Ausgaben für Baunebenkosten und Projektmanagement sind 
förderfähig. 

1.10.1 
Ausgaben für Baunebenkosten gem. DIN 276 
Ausgaben für Baunebenkosten (gemäß Kostengruppe 700, DIN 

276 - Kosten im Bauwesen - Fassung 2008), z. B. Honorare für 
Architekten, Ingenieure, für Freianlagenplanung sowie Iandschafts­
pianerische Leistungen sind nur förderfähig, soweit sie für die maß­
nahmenbezogene Entwurfs- und Ausführungsplanung, Baubetreu­
ung etc. anfallen. Sie dürfen in der Regel 

bei Tiefbaumaßnahmen bis zur Höhe von 14,7% und 
bei Maßnahmen für die Revitalisierung von Gewerbe- und 
Industriebrachen und bei Neu- bzw. Umbaumaßnahmen 
im Hochbaubereich bis zur Höhe von 24% 

des Betrages der förderfähigen Bauausgaben anerkannt werden. 

1.10.2 
Projektmanagementausgaben für Baumaßnahmen 
Die Projektmanagementausgaben (Projektleilung und Projel$tsteue­
rung) sind Bestandteil der Ausgaben für Baunebenkosten. Sie sind 

mit bis zu 5% der förderfähigen Bauausgaben (Kostengruppen 200 
bis 700 nach DIN 276) ohne die Kostengruppen 710 (Bauherren­

aufgaben) und 760 (Finanzierungskosten) förderfähig. 

Zur Anerkennung der Förderfähigkeit dieser Ausgaben ist der 
Leistungsnachweis der Projektmanagementausgaben in Anlehnung 
an die Leistungs- und Honorarordnung Projektmanagement in der 
Bau- und lmmobilienwirtschaft, erarbeitet von der AHO­
Fachkommission ,.Projektsteuerung/ Projektmanagement" in der 

jeweils güHigen Fassung, zu erbringen. 

Ausgaben im Zusammenhang mit der Ve1111arktung gemäß Ziffer 
1.11 gehören nicht zu den Projektmanagementausgaben. 

1.10.3 
Projektmanagementausgaben für andere als Baumaßnahmen 

Projektmanagementausgaben für andere als Baumaßnahmen sind 
nicht Bestandteil der Ausgaben für Baunebenkosten und müssen 

gesondert beantragt werden. 

1.10.4 
Personalausgaben im Rahmen des Projektmanagements 
Bei Maßnahmen, die allein aus GRW-Mitteln finanziert werden, sind 
die der Förderrnaßnahme direkt zurechenbaren Personalausgaben 
(Bruttolöhne und -gehäHer zuzüglich Arbeitgeberanteile zu den 
Sozialabgaben) grundsätzlich als Ausgaben für das Projektma­
nagement förderfähig. Im Übrigen sind Personalausgaben im Rah­

men des Projektmanagements nach Maßgabe von Ziffer 5.4 der 
EFRE-Rahrnenrichtlinie förderfähig (Pauschalen). 

Die Förderung von bereits vorhandenem Personal des Zuwen­

dungsempfängers ist ausgeschlossen. 

1.10.5 

Sofern bei Flächen des Grundstücksfonds NRW die NRW.Urban 
GmbH & Co.KG als Dienstleisterin des Trägers mit der Durchfüh­

rung der Maßnahme beauftragt ist, werden die Ausgaben einer 

zeitbezogenen Vergütung zum Selbstkostenerstattungspreis gemäß 
Verordnung PR 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen 
vom 21.11.1953 (Bundesanzeiger Nr. 244 vom 18.12.1953) in der 
jeweils güHigen Fassung anerkannt. 

1.11 

Ausgaben für die Vermarktung und Öffentlichkeitsarbeit 

Aus EFRE-Mitteln können bei der Förderung von Tourismusinfra­
struktur (Ziffer 3.3) Ausgaben für Ve1111arktung und Öffentlichkeitsar­
beit für einen begrenzten Zeitraum gefördert werden, wenn sie für 
eine nachhaltige lnwertsetzung der Maßnahme unverzichtbar sind 
und unter Beachtung des Vergaberechts von Dritten erbracht wer­
den. 

Diese Ausgaben können bis zur Höhe von 20 % der geförderten 
Investitionsausgaben in die Förderung einbezogen werden. ln 
begründeten Ausnahmefällen kann der Anteil auf 25% erhöht 
werden. 

Aus GRW-Mitteln können Vermarktungsausgaben im Zusammen­

hang mit der Erschließung, dem Ausbau oder der Revitalisierung 
von Industrie- und Gewerbegebieten (Ziffer 3.1) und bei der Förde­
rung von Tourismusgelände gefördert werden, wenn sie unter 
Beachtung des Vergaberechts von Dritten erbracht werden. 

1.12 
Ausgaben für Modernisierungen 

Ausgaben für Modernisierungen sind innerhalb der Zweck­
bindungsfrist bei der Errichtung oder dem Ausbau von Ge­

werbezentren (Ziffer 3.4), bei der Errichtung, dem Ausbau 
oder der Ausstattung von Einrichtungen der beruflichen Bil­
dung (Ziffer 3.5), bei der Errichtung oder dem Ausbau von 

Kommunikationsverbindungen (Ziffer 3.6) sowie beim Bau 
oder Ausbau von Forschungsinfrastruktur (Ziffer 3.8) förder­
fähig, wenn die Modernisierung Ober die bloße Wiederherstel­
lung des Ursprungszustands hinausgeht. 

2. 
Nicht förderfähige Ausgaben 

Nicht gefördert werden insbesondere 
Betriebskosten, 
Finanzierungsausgaben, 
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Ausgaben für Ersatzbeschaffungen, 
Ausgaben für Wohnräume, 
Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen, 

Ausgaben für Wirtschaftsprüfer 
Ausgaben für die Unterhaltung, Wartung, Ablösung 

beim Straßenbau 
Ausgaben für die Umsatzsteuer, sofern sie als Vor­
steuer gemäß Umsatzsteuergesetz geltend gemacht 

werden kann und 
Skonti und Preisnachlässe, auch wenn sie nicht ge­
zogen werden. 

Verschiebungen von Ausgaben 
Die Einzelansätze der Investitionsgüteniste des Zuwendungsbe­
scheides dürfen überschritten werden, soweit diese Überschreitun­
gen durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansät­
zen ausgeglichen werden können. Sofern die Verschiebungen eines 
Ansatzes 20% dieses Ansatzes überschreiten oder sich der Gegen­
stand der Förderung ändert, ist der Zuwendungsempfänger zur 

Mitteilung gegenüber der Bewilligungsbehörde verpflichtet. 



Anlage 2 
Gebietskulisse der regionalen Wirtschaftsförderung ab 01.07.2014 

F ördergebiete 
Kreis I kreisfreie Stadt Stadt/Stadtteile c 0 
Städteregion Aachen X 

Sielefeld X 

Bochum X 

Bottrop X 

Dortmund X 

Duisburg Duisburg, teilweise, davon: 
Walsum 
Hamborn, teilweise davon: Alt-
Hamborn, Marxloh, Neumühl, 
Obermarxloh, Röttersbach Süd 
Meiderich Beek 
Homberg-Ruhrort-Baerl, teilweise 
davon: Alt-Homberg, Baerl, 
Ruhrort X 

Mitte 
Rheinhausen, teilweise davon: 
Bergheim (Nord}, Friemersheim, 
Hochemmerich , Rheinhausen-
Mitte 
Süd, teilweise davon: Buchholz, 
Großenbaum, Huckingen, 
Hüttenheim, Ungelsheim, 
Wanheim-Angerhausen, Wedau 

Essen 

Essen, teilweise davon: Altendorf, 
Altenessen-Nord, Altenessen-
Süd, Bedingrade, Bergeborbeck, 
Bergerhausen, Bochold, Borbeck-
Mitte, Dellwig, Freisenbruch, 
Frillendorf, Frintrop, Frohnhausen, 
Gerschede, Holsterhausen, Horst, 

X 
Huttrop, Karnap, Katernberg, 
Kettwig , Kray, Kupferdreh, Leithe, 
Nordviertel , Ostviertel , 
Rellinghausen, Rüttenscheid, 
Schonnebeck, Schönebeck, 
Stadtkern, Steele, Stoppenberg, 
Südostviertel, Südviertel, 
Vogelheim, Werden, Westviertel 

Gelsenkirchen X 

Hagen X 

Hamm X 

HeinsberQ X 

Herford X 

Herne X 

Höxter X 

Fördergebiete 
Kreis I kreisfreie Stadt Stadt c 0 
Krefeld X 

Lippe X 



Möncheng Iadbach X 

Mülheim a.d. Ruhr Mülheim a.d.R. , teilweise davon: 
Altstadt II 
Broich 
Dümpten X 

Heißen 
Speidorf 
Styrum 

Oberhausen X 

Recklinghausen Castrop-Rauxel X 

Datteln X 

Dorsten X 

Gladbeck X 

Haltern am See X 

Herten X 

Mari X 

Oer-Erkenschwick X 

Recklinghausen X 

Waltrap X 

Remscheid X 

Solingen X 

Unna Bergkamen X 

Bönen X 

Fröndenberg X 

Holzwickede X 

Kamen X 

Lünen X 

Schwerte X 

Seim X 

Unna X 

Werne X 

Viersen Niederkrüchten X 

Wesel X 

Wuppertal X 


